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2. Instanz
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3. Instanz

Datum 23.05.2023

Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Frankfurt am Main vom 5. August 2020 wird zurÃ¼ckgewiesen.

Die Beteiligten haben einander auch im Berufungsverfahren keine Kosten zu
erstatten.

Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand

Die Beteiligten streiten um die WeitergewÃ¤hrung von Krankengeld Ã¼ber den 25.
Juli 2017 hinaus.

Die bei der Beklagten krankenversicherte KlÃ¤gerin war vom 1. Februar 2017 bis
zum 20. Juni 2018 arbeitsunfÃ¤hig erkrankt. Unter dem 1. MÃ¤rz 2017 erhielt die
KlÃ¤gerin von der Beklagten ein Informationsschreiben rund um das Krankengeld,
insbesondere zur Notwendigkeit des lÃ¼ckenlosen Nachweises der
ArbeitsunfÃ¤higkeit (AU). Zum 14. MÃ¤rz 2017 endete das ArbeitsverhÃ¤ltnis der
KlÃ¤gerin. In der Folge erhielt sie Krankengeld von der Beklagten in HÃ¶he von
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37,18 EURO brutto kalendertÃ¤glich. Die Fortdauer der AU wurde zunÃ¤chst bis
zum 28. Juni 2017 lÃ¼ckenlos bescheinigt. Am 29. Juni 2017 ging bei der Beklagte
eine Folgebescheinigung, ausgestellt am 28. Juni 2017 durch den Facharzt fÃ¼r
Neurologie/Psychiatrie C., mit einer Fortdauer der AU voraussichtlich bis 25. Juli
2017 ein. Am 31. Juli 2017 ging bei der Beklagten eine Folgebescheinigung,
ausgestellt am 28. Juli 2017, mit einer Fortdauer der AU voraussichtlich bis 24.
August 2017 ein.Â 

Die Beklagte teilte der KlÃ¤gerin darauf am 1. August 2017 telefonisch mit, dass
Krankengeld aufgrund der entstandenen LÃ¼cke in der AU-Bescheinigung nur bis
zum 25. Juli 2017 geleistet werden kÃ¶nne. Daraufhin Ã¼bersandte die KlÃ¤gerin
der Beklagten eine von Herrn C. ausgestellte AU-Bescheinigung, die auf den 28. Juni
2017 datiert und die ArbeitsunfÃ¤higkeit bis zum 28. Juli 2017 bescheinigt.Â 

Mit Bescheid vom 4. August 2017 lehnte die Beklagte die Zahlung von Krankengeld
Ã¼ber den 25. Juli 2017 hinaus ab, da die weitere AU erst am 28. Juli 2017 und
damit nicht an dem auf das Ende der letzten Krankschreibung folgenden nÃ¤chsten
Werktag festgestellt worden sei. Ab dem 26. Juli 2017 sei die KlÃ¤gerin nicht mehr
mit Anspruch auf Krankengeld bei der Beklagten versichert gewesen. Ein
nachgehender Krankengeldanspruch Ã¼ber Â§ 19 Abs. 2 Sozialgesetzbuch
FÃ¼nftes Buch (SGB V) scheide aus, da die KlÃ¤gerin voraussichtlich lÃ¤nger als
einen Monat AU sein werde. Hiergegen erhob die KlÃ¤gerin am 4. August 2017
Widerspruch und fÃ¼hrte aus, dass ihr Arzt die Krankmeldung nach dem Anruf der
Beklagtenmitarbeiterin korrigiert habe. Eine LÃ¼cke sei nicht vorhanden. Sie sei
durchgÃ¤ngig AU. Der Fehler lÃ¤ge auf Seiten ihres Arztes.Â 

Herr C. gab in einem Attest vom 7. August 2017 an, dass bei der KlÃ¤gerin
durchgÃ¤ngig AU bestanden habe. MÃ¶glicherweise sei auch auf Grund der
Urlaubszeiten der Praxis ein Fehler in der Terminvergabe erfolgt, so dass die
KlÃ¤gerin nach der Krankmeldung bis zum 26. Juli 2017 erst am 28. Juli 2017 einen
Termin gehabt habe. Hierdurch sei leider formal eine LÃ¼cke in den
Bescheinigungen der AU entstanden.Â 

Mit Widerspruchsbescheid vom 7. November 2017 wies die Beklagte den
Widerspruch der KlÃ¤gerin zurÃ¼ck, da die weitere AU nicht spÃ¤testens an dem
auf den letzten Tag der AU-Bescheinigung folgenden nÃ¤chsten Werktag (26. Juli
2017) festgestellt worden sei. Eine nachtrÃ¤gliche Korrektur der AU-Bescheinigung
vom 28. Juni 2017 kÃ¶nne nicht anerkannt werden, da es an der fristgerechten
Feststellung der weiteren AU fehle, was der behandelnde Arzt in seinem Attest
bestÃ¤tigt habe. Unmittelbar im Anschluss an die Krankengeldzahlung sei die
Versicherung als Familienversicherung fortgesetzt worden. Diese sei vorrangig und
schlieÃ�e einen Anspruch auf Krankengeld aus.

Hiergegen erhob die KlÃ¤gerin am 11. Dezember 2017 Klage zum Sozialgericht
Frankfurt am Main. Sie trug vor, dass aufgrund der vom 28. Juni 2017 bis zum 28.
Juli 2017 reichenden Folgebescheinigung keine LÃ¼cke in den bescheinigten
ZeitrÃ¤umen bestehe. Am 28. Juni 2017 seien zwei Folgebescheinigungen
ausgestellt worden, und die falsche Bescheinigung sei zur Vorlage bei der Beklagten
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an die KlÃ¤gerin ausgehÃ¤ndigt worden. Zudem sei durch fachÃ¤rztliches Attest die
durchgehende AU festgestellt worden. Die KlÃ¤gerin habe daher alles ihr
Zumutbare unternommen, um ihre AU lÃ¼ckenlos Ã¤rztlich feststellen zu lassen.
Sie habe alle an sie vergebenen Termine wahrgenommen. Etwaige Fehler des
Vertragsarztes bzw. seiner Mitarbeiter seien der Beklagten zuzurechnen. Sie sei
schlieÃ�lich auch nicht durch ein Merkblatt der Beklagten auf Meldepflichten bei AU
hingewiesen worden. Zum Beleg ihres Vortrags reichte die KlÃ¤gerin ein an ihre
ProzessbevollmÃ¤chtigten adressiertes Schreiben des Herrn C. vom 9. Februar 2018
vor, in dem dieser ausfÃ¼hrte, dass die initiale Krankmeldung der KlÃ¤gerin vom
28. Juni 2017 vermutlich bis zum 25. Juli 2017 datiert gewesen sei. Der Folgetermin
sei jedoch erst am 28. Juli 2017 gewesen, so dass die Krankmeldung umdatiert
worden sei. Laut der EDV-unterstÃ¼tzten Krankenunterlagen der Praxis existiere
eine Krankmeldung bis zum 28. Juli 2017. Hier kÃ¶nne es mÃ¶glich sein, dass das
ursprÃ¼ngliche Datum korrigiert und der KlÃ¤gerin versehentlich die falsche
Krankmeldung mitgegeben worden sei. Der genaue Hergang sei aus seiner Sicht
seitens der Praxis nicht mehr zu rekonstruieren.

Mit Gerichtsbescheid vom 5. August 2020 wies das Sozialgericht die Klage als
unbegrÃ¼ndet ab und fÃ¼hrte im Wesentlichen aus: Der Bescheid der Beklagten
vom 4. August 2017 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 7. November 2017
sei rechtmÃ¤Ã�ig und verletze die KlÃ¤gerin nicht in ihren Rechten. Die KlÃ¤gerin
habe keinen Anspruch auf WeitergewÃ¤hrung von Krankengeld Ã¼ber den 25. Juli
2017 hinaus, weil die ArbeitsunfÃ¤higkeit nicht lÃ¼ckenlos festgestellt worden sei.
Voraussetzung fÃ¼r einen Krankengeldanspruch gemÃ¤Ã� Â§ 44 FÃ¼nftes Buch
Sozialgesetzbuch (SGB V) sei das Bestehen eines VersicherungsverhÃ¤ltnisses mit
Krankengeldanspruch. Dabei mÃ¼sse dieses VersicherungsverhÃ¤ltnis zu dem
Zeitpunkt bestehen, in dem der Krankengeldanspruch entstehe (unter Verweis auf
die stÃ¤ndige Rechtsprechung des Bundessozialgerichts [BSG], etwa Urteil vom 16.
Dezember 2014, B 1 KR 31/14 R, juris). GemÃ¤Ã� Â§ 190 Abs. 2 SGB V ende die
(zum Krankengeldanspruch berechtigende, vgl. Â§ 44 Abs. 1, 2 SGB V)
Mitgliedschaft eines versicherungspflichtig BeschÃ¤ftigten mit Ablauf des Tages, an
dem das BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis gegen Arbeitsentgelt ende. DarÃ¼ber hinaus
bleibe sie nach Â§ 192 Abs. 1 Nr. 2 SGB V u.a. erhalten, solange Anspruch auf
Krankengeld bestehe. Der Anspruch auf Krankengeld entstehe gemÃ¤Ã� Â§ 46 Satz
1 Nr. 2 SGB V von dem Tag der Ã¤rztlichen Feststellung der ArbeitsunfÃ¤higkeit an.
Der Anspruch auf Krankengeld bleibe gemÃ¤Ã� Â§ 46 Satz 2 SGB V jeweils bis zu
dem Tag bestehen, an dem die weitere ArbeitsunfÃ¤higkeit wegen derselben
Krankheit Ã¤rztlich festgestellt werde, wenn diese Ã¤rztliche Feststellung
spÃ¤testens am nÃ¤chsten Werktag nach dem zuletzt bescheinigten Ende der
ArbeitsunfÃ¤higkeit erfolge; Samstage gÃ¤lten insoweit nicht als Werktage. Der
Anspruch auf Krankengeld nach Beendigung eines BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses
und des daran anknÃ¼pfenden Versicherungsstatus setze mithin das Vorliegen
einer nahtlosen ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung voraus. Der Versicherte
mÃ¼sse die Fortdauer der ArbeitsunfÃ¤higkeit grundsÃ¤tzlich rechtzeitig vor
Fristablauf Ã¤rztlich feststellen lassen und seiner Krankenkasse melden, wolle er
das ErlÃ¶schen von KrankengeldansprÃ¼chen verhindern (unter Verweis auf BSG,
Urteil vom 8. Februar 2000 â�� B 1 KR 11/99 R -; Urteil vom 16. Dezember 2014 â��
B 1 KR 37/14 R -, juris, Hessisches Landessozialgericht [HLSG], Urteil vom 20.
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Dezember 2018 -L 8 KR 65/18 -; Urteil vom 17. Januar 2019 â�� L 8 KR 153/18 -;
Beschluss vom 18. September 2017 â�� L 8 KR 513/16 -; Beschluss vom 21. Januar
2019 â�� L 8 KR 321/17 -). Die Ã¤rztliche Feststellung der ArbeitsunfÃ¤higkeit sei
eine Obliegenheit des Versicherten; die Folgen einer unterbliebenen oder nicht
rechtzeitigen Ã¤rztlichen Feststellung seien grundsÃ¤tzlich von ihm zu tragen.
MaÃ�gebend fÃ¼r den Krankengeldbeginn sei dabei nicht der â��wirklicheâ�� oder
der â��Ã¤rztlich attestierteâ�� Beginn der ArbeitsunfÃ¤higkeit, sondern der Tag der
Ã¤rztlichen Feststellung. Es obliege allein dem Versicherten, die Feststellung der
ArbeitsunfÃ¤higkeit herbeizufÃ¼hren und ggf. fortgesetzt rechtzeitig feststellen zu
lassen (unter Verweis auf BSG, Urteile vom 16. Dezember 2014, B 1 KR 37/14 R;
vom 4. MÃ¤rz 2014, B 1 KR 17/13 R; vom 10. Mai 2012, B 1 KR 20/11 R, jeweils in
juris). Notfalls bestehe auch die MÃ¶glichkeit, im Falle der PraxisschlieÃ�ung den
Arzt vorzeitig aufzusuchen oder aber den hausÃ¤rztlichen Notfalldienst in Anspruch
zu nehmen (unter Verweis auf BSG, Urteil vom 4. MÃ¤rz 2014, a.a.O., sowie HLSG,
Urteil vom 20. Dezember 2018 â�� L 8 KR 65/18 -; Urteil vom 17. Januar 2019 â�� L
8 KR 153/18 -; Beschluss vom 18. September 2017 â�� L 8 KR 513/16 -; Beschluss
vom 21. Januar 2019 â�� L 8 KR 321/17 -). Vorliegend scheitere der Anspruch der
KlÃ¤gerin auf Krankengeld ab dem 26. Juli 2017 daran, dass sie zu diesem
Zeitpunkt nicht mehr mit Anspruch auf Krankengeld versichert gewesen sei, weil es
an einer fortlaufend bescheinigten lÃ¼ckenlosen Feststellung der
ArbeitsunfÃ¤higkeit fehle. Eine den Anspruch auf Krankengeld umfassende
Mitgliedschaft habe nach Â§ 192 Abs. 1 Nr. 2 SGB V bis zum 25. Juli 2017
bestanden. Es sei grundsÃ¤tzlich die Pflicht der KlÃ¤gerin gewesen, die Fortdauer
der ArbeitsunfÃ¤higkeit rechtzeitig, spÃ¤testens am nÃ¤chsten Werktag, dem 26.
Juli 2017, Ã¤rztlich feststellen zu lassen. Dieser Pflicht sei die KlÃ¤gerin nicht
nachgekommen, da sie unstreitig erst am 28. Juli 2017 ihren Arzt aufgesucht habe.
Es liege auch kein durch das Verhalten der Beklagten begrÃ¼ndeter oder ihr
zuzurechnender, von der Rechtsprechung des BSG anerkannter Ausnahmefall vor.
Trotz der gebotenen grundsÃ¤tzlich strikten Anwendung der gesetzlichen
Regelungen habe die Rechtsprechung des BSG in engen Grenzen bestimmte
Ausnahmen von den Vorgaben und GrundsÃ¤tzen anerkannt. So seien dem
Versicherten gleichwohl KrankengeldansprÃ¼che zuerkannt worden, wenn die
Ã¤rztliche Feststellung (oder die rechtzeitige Meldung der ArbeitsunfÃ¤higkeit nach 
Â§ 49 Abs. 1 Nr. 5 SGB V) durch UmstÃ¤nde verhindert oder verzÃ¶gert worden sei,
die dem Verantwortungsbereich der Krankenkasse und nicht dem
Verantwortungsbereich des Versicherten zuzurechnen seien (unter Verweis auf
BSG, Urteil vom 8. November 2005 â�� B 1 KR 30/04 R -). Derartiges habe das BSG
bejaht bei FristversÃ¤umnissen wegen GeschÃ¤fts- oder HandlungsunfÃ¤higkeit des
Versicherten, im Falle des verspÃ¤teten Zugangs der ArbeitsunfÃ¤higkeitsmeldung
bei der Krankenkasse aufgrund von OrganisationsmÃ¤ngeln, die diese selbst zu
vertreten habe, fÃ¼r FÃ¤lle einer irrtÃ¼mlichen Verneinung der ArbeitsunfÃ¤higkeit
des Versicherten aufgrund Ã¤rztlicher Fehlbeurteilung sowie bei einem von der
Krankenkasse rechtsfehlerhaft bewerteten MaÃ�stab fÃ¼r die Beurteilung der
ArbeitsfÃ¤higkeit nach Aufgabe des letzten Arbeitsplatzes. Als entscheidend fÃ¼r
die Anerkennung solcher Ausnahmen habe es das BSG angesehen, dass der
Versicherte die ihm vom Gesetz Ã¼bertragene Obliegenheit, fÃ¼r eine zeitgerechte
Ã¤rztliche Feststellung der geltend gemachten ArbeitsunfÃ¤higkeit Sorge zu tragen,
erfÃ¼lle, wenn er alles in seiner Macht Stehende tue, um die Ã¤rztliche Feststellung
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zu erhalten: Er habe dazu den Arzt aufzusuchen und ihm seine Beschwerden
vorzutragen. Unterbleibe die Ã¤rztliche ArbeitsunfÃ¤higkeitsfeststellung dann
gleichwohl aus GrÃ¼nden, die dem Verantwortungsbereich des Arztes zuzuordnen
seien, dÃ¼rfe sich das nicht zum Nachteil des Versicherten auswirken, wenn er
seinerseits alles in seiner Macht Stehende getan habe, um seine AnsprÃ¼che zu
wahren, daran aber durch eine von der Krankenkasse zu vertretende
Fehlentscheidung gehindert worden sei. FÃ¼r diesen Ausnahmefall spreche vor
allem, dass die Mitwirkungsobliegenheit des Versicherten an der Feststellung der
ArbeitsunfÃ¤higkeit auf das ihm Zumutbare beschrÃ¤nkt sei. Verneine der
behandelnde Vertragsarzt die (medizinischen) Voraussetzungen fÃ¼r das Vorliegen
von ArbeitsunfÃ¤higkeit zu Unrecht, mÃ¼sse sich der Versicherte daher nicht so
lange um (vertrags-)Ã¤rztliche Diagnostik bemÃ¼hen, bis ihm (endlich) ein anderer
Arzt die ArbeitsunfÃ¤higkeit bescheinige (unter Verweis auf BSG, Urteil vom 11. Mai
2017 â�� B 3 KR 22/15 R -, juris, Rn. 22 â�� 24, 34; Urteil vom 16. Dezember 2014
â�� B 1 KR 37/14 -, juris, Rn. 26 â�� 28; HLSG, Urteile vom 20. Dezember 2018 â�� 
L 8 KR 65/18 -, vom 14. MÃ¤rz 2019 â�� L 8 KR 455/17 â�� sowie vom 23. Mai 2017
â�� L 8 KR 492/17 -). Im Falle der KlÃ¤gerin liege ein der Beklagten zurechenbares
Fehlverhalten eines Arztes nicht vor. Denn am 26. Juli 2017 habe keinerlei Arzt-
Patienten-Kontakt stattgefunden. Die KlÃ¤gerin habe unstreitig erst am 28. Juli 2017
ihren Arzt Herrn C. aufgesucht. Der Einwand der KlÃ¤gerin, von der Beklagten ein
Informationsblatt nicht erhalten zu haben bzw. nicht informiert worden zu sein,
greife nicht durch, da die Beklagte nicht verpflichtet gewesen sei, die KlÃ¤gerin auf
ihre Obliegenheiten, nÃ¤mlich die Notwendigkeit der rechtzeitigen, erneuten
Ã¤rztlichen ArbeitsunfÃ¤higkeitsfeststellung und die eventuell gravierenden Folgen
hinzuweisen (unter Verweis auf BSG, Urteile vom 16.12.2014 â�� B 1 KR 37/14 R -,
juris, Rn. 25 und â�� B 1 KR 25/14 R, juris, Rn. 16). Die KlÃ¤gerin habe damit am 26.
Juli 2017 nicht alles in ihrer Macht Stehende und Zumutbare unternommen, um die
ArbeitsunfÃ¤higkeit rechtzeitig verlÃ¤ngern zu lassen. WÃ¤re die KlÃ¤gerin am 26.
Juli 2017 zu (irgend-)einem Arzt gegangen und hÃ¤tte dort ihre Beschwerden
geschildert, wÃ¤re die Weigerung der Ausstellung einer
ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung bei tatsÃ¤chlich vorliegender
ArbeitsunfÃ¤higkeit dem Verantwortungsbereich der Beklagten zuzurechnen
gewesen. So ein Fall sei aber weder vorgetragen, noch sonst ersichtlich.Â 

SchlieÃ�lich fÃ¼hre auch die unter dem 28. Juni 2017 bis zum 28. Juli 2017
ausgestellte und am 4. August 2017 bei der Beklagten eingegangene AU-
Bescheinigung zu keiner anderen Bewertung. Die KlÃ¤gerin habe in ihrer
WiderspruchsbegrÃ¼ndung vom 4. August 2017 angegeben, von der
Beklagtenmitarbeiterin Frau K. am 1. August telefonisch auf die LÃ¼cke am 26. und
27. Juli 2017 hingewiesen worden zu sein. Ihr Arzt Herr C. habe die Krankmeldung
korrigiert. Die KlÃ¤gerin habe diese dann am 3. August 2017 bei der Beklagten
eingereicht und um Anerkennung der Korrektur gebeten. Ihr behandelnder Arzt Herr
C. habe zeitnah unter dem 7. August 2017 bestÃ¤tigt, dass die KlÃ¤gerin nach der
Krankmeldung bis zum 26. Juli 2017 erst am 28. Juli 2017 einen Termin gehabt
habe. MÃ¶glicherweise sei aufgrund der Urlaubszeiten ein Fehler in der
Terminvergabe erfolgt. Hierdurch sei leider formal eine LÃ¼cke in den
Bescheinigungen der AU entstanden. Durch diese Angaben der KlÃ¤gerin und ihres
behandelnden Arztes sei es â�� so das Sozialgericht â�� vom Ablauf her
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nachvollziehbar (vgl. Eingangstempel) und glaubhaft zu einer LÃ¼cke zwischen den
Bescheinigungen vom 28. Juni 2017 und 28. Juli 2017 gekommen. Darauf, ob die
KlÃ¤gerin tatsÃ¤chlich AU gewesen sei, komme es daneben nicht mehr an. Der
neue Vortrag im Klageverfahren, am 28. Juni 2017 seien zwei AU-Bescheinigungen
ausgestellt und die falsche Bescheinigung sei an die KlÃ¤gerin Ã¼berreicht worden,
vermÃ¶ge dagegen nicht zu Ã¼berzeugen. Herr C. habe unter dem 9. Februar 2018
den Hergang nicht mehr zu rekonstruieren vermocht, was zu Lasten der KlÃ¤gerin
gehe. Er habe es lediglich fÃ¼r mÃ¶glich gehalten, dass bereits am 28. Juni 2017
zwei AU-Bescheinigungen ausgestellt worden seien und der KlÃ¤gerin die falsche
Krankmeldung mitgegeben worden sei. An diesem Hergang habe das Gericht
erhebliche Zweifel, da ein derartiges Versehen â�� unterstellt es habe sich so
zugetragen â�� unmittelbar im Juli oder August 2017 (nach dem Telefonat mit der
Beklagten) hÃ¤tte auffallen und ausgerÃ¤umt werden kÃ¶nnen. SchlieÃ�lich
bestehe auch kein nachgehender Krankengeldanspruch vom 26. Juli 2017 bis 25.
August 2017 gemÃ¤Ã� Â§Â§ 19 Abs. 2 Satz 1, 44 SGB V, weil die durchgefÃ¼hrte
Familienversicherung nach Â§ 19 Abs. 2 Satz 2 SGB V Vorrang habe, wie die
Beklagte zutreffend ausgefÃ¼hrt habe.

Gegen den am 18. August 2020 zugegangenen Gerichtsbescheid hat die KlÃ¤gerin
anwaltlich vertreten am 16. September 2020 Berufung zum Hessischen
Landessozialgericht eingelegt. ErgÃ¤nzend zu ihren AusfÃ¼hrungen im
erstinstanzlichen Verfahren hat sie vorgetragen, am 28. Juni 2017 wegen
Depressionen und Panikattacken nach Mobbingereignissen am Arbeitsplatz in
Behandlung bei Herrn C. gewesen zu sein, wo man ihr erklÃ¤rt habe, dass sie in
jedem Fall weiter arbeitsunfÃ¤hig sein werde. ArbeitsunfÃ¤higkeit wÃ¼rde
zunÃ¤chst bis zum 28. Juli 2017 bescheinigt werden. Dies habe der Arzt auch
entsprechend festgehalten. Entscheidend sei, dass eine
ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung bis zum 28. Juli 2017 vorliege, nicht, wann diese
bei der Beklagten eingegangen sei. Offenbar sei es in der Praxis am 28. Juni 2017
zu einer Fehlleistung gekommen, weil zwei AU-Bescheinigungen ausgestellt worden
seien und der KlÃ¤gerin versehentlich die falsche Bescheinigung mitgegeben
worden sei.

Die KlÃ¤gerin beantragt,Â 
das Urteil des Sozialgerichts Frankfurt am Main vom 5. August 2020 sowie den
Bescheid der Beklagten vom 4. August 2017 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 7. November 2017 aufzuheben und die Beklagte zu
verurteilen, der KlÃ¤gerin Krankengeld Ã¼ber den 25. Juli 2017 hinaus nach
gesetzlicher MaÃ�gabe zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,Â 
die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie ist der Auffassung, dass die erstinstanzliche Entscheidung zutreffend sei.

Die Beteiligten haben ihr EinverstÃ¤ndnis mit einer Entscheidung durch Urteil ohne
mÃ¼ndliche Verhandlung erklÃ¤rt.
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Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt
der Verwaltungsakte und der Gerichtsakte Bezug genommen, der Gegenstand der
Beratung war.
Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde

Der Senat konnte im EinverstÃ¤ndnis der Beteiligten den Rechtsstreit ohne
mÃ¼ndliche Verhandlung entscheiden (Â§ 153 Abs. 1 i. V. m. Â§ 124 Abs. 2
Sozialgerichtsgesetz â�� SGG).Â 

Die gem. Â§ 151 Abs. 1 und 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) form- und fristgerecht
erhobene Berufung ist zulÃ¤ssig, aber nicht begrÃ¼ndet. Der angefochtene
Bescheid der Beklagten vom 4. August 2017 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 7. November 2017 ist rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt die
KlÃ¤gerin nicht in ihren Rechten. Die KlÃ¤gerin hat keinen weiteren Anspruch auf
die Zahlung von Krankengeld Ã¼ber den 25. Juli 2017 hinaus. Denn sie war ab dem
26. Juli 2017 nicht mehr mit Anspruch auf Krankengeld bei der Beklagten
versichert.Â 

Rechtsgrundlage des geltend gemachten Anspruchs auf Krankengeld sind Â§Â§ 44, 
46 SGB V in der vom 23. Juli 2015 bis zum 10. Mai 2019 geltenden und vorliegend
anzuwendenden Fassung des Gesetzes zur StÃ¤rkung der Versorgung in der
gesetzlichen Krankenversicherung (Art. 20 Abs. 1 GKV-
VersorgungsstÃ¤rkungsgesetz vom 16. Juli 2015, BGBl I S. 1211; im Folgenden: a.F.)
in Verbindung mit Â§ 192 Abs. 1 Nr. 2 SGB V.

Nach Â§ 44 Abs. 1 1. Alt. SGB V a.F. haben Versicherte Anspruch auf Krankengeld
unter anderem dann, wenn die Krankheit sie arbeitsunfÃ¤hig macht. Ob und in
welchem Umfang Versicherte Krankengeld beanspruchen kÃ¶nnen, bestimmt sich
nach dem VersicherungsverhÃ¤ltnis, das im Zeitpunkt des jeweils in Betracht
kommenden Entstehungstatbestandes fÃ¼r das Krankengeld vorliegt (stRspr, vgl.
nur BSG, Urteil vom 11. Mai 2017 â�� B 3 KR 22/15 R -, juris, Rn. 15). Nach Â§ 46
SGB V a.F. entsteht der Anspruch auf Krankengeld (erst) von dem Tag der
Ã¤rztlichen Feststellung der ArbeitsunfÃ¤higkeit an (Satz 1 Nr. 2). Dies gilt auch
fÃ¼r an die Ã¤rztliche Erstfeststellung von ArbeitsunfÃ¤higkeit anschlieÃ�ende
Folgefeststellungen (BSG, Urteil vom 26. MÃ¤rz 2020 â�� B 3 KR 9/19 R -, juris, Rn.
14 m.w.N.). Â§ 192 Abs. 1 Nr. 2 SGB V bestimmt, dass die Mitgliedschaft
Versicherungspflichtiger Ã¼ber das Ende des Versicherungstatbestandes hinaus
erhalten bleibt, solange ein Anspruch auf Krankengeld besteht oder diese Leistung
bezogen wird. Â§ 192 Abs. 1 Nr. 2 SGB V verweist damit zurÃ¼ck auf den
Entstehungstatbestand des Krankengeldanspruchs.

Dies zugrunde gelegt endete der Anspruch der KlÃ¤gerin auf Krankengeld trotz der
Ã¼ber diesen Tag hinaus bestehenden AU mit dem 25. Juli 2017. Ein
Krankengeldanspruch ab dem 26. Juli 2017, einem Mittwoch, bestand nicht, weil die
AU nicht spÃ¤testens an diesem Tag Ã¤rztlicherseits festgestellt wurde. Mit dem
Ende des Krankengeldanspruchs endet auch das eben diesen Anspruch
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vermittelnde VersicherungsverhÃ¤ltnis.Â 

Der Senat konnte sich auch unter BerÃ¼cksichtigung des Vorbringens der KlÃ¤gerin
in der Berufungsinstanz nicht davon Ã¼berzeugen, dass der die KlÃ¤gerin
behandelnde Arzt Herr C. bereits am 28. Juni 2017 eine (zweite) AU-Feststellung
getroffen und eine entsprechende Bescheinigung ausgestellt hat, die das
voraussichtliche Ende der AU auf den 28. Juli 2017 bestimmte, und der KlÃ¤gerin an
diesem Tag nur versehentlich die falsche Bescheinigung mitgegeben wurde, so dass
es zu einer LÃ¼cke in der (rechtzeitigen) AU-Feststellung nicht gekommen ist. Der
Senat folgt vielmehr der EinschÃ¤tzung des Sozialgerichts, wonach davon
auszugehen ist, dass eine korrigierte AU-Bescheinigung mit Datum vom 28. Juni
2017 fÃ¼r den Zeitraum vom 28. Juni 2017 bis zum 28. Juli 2017 erst im August
2017 nach dem telefonischen Hinweis der Beklagten erstellt wurde. Der Senat
verweist insoweit vollumfÃ¤nglich auf die ausfÃ¼hrlichen und Ã¼berzeugenden
AusfÃ¼hrungen der erstinstanzlichen Entscheidung, die er sich nach eigener
PrÃ¼fung zu eigen macht, Â§ 153 Abs. 2 SGG. Die KlÃ¤gerin hat mit der Berufung
nichts vorgetragen, was diese Ã�berzeugung in Frage stellen kÃ¶nnte.
Insbesondere ihre Behauptung, der behandelnde Arzt habe ihr am 28. Juni 2017
bereits die Auskunft erteilt, eine AU-Bescheinigung bis zum 28. Juli 2017
auszustellen, wird, wie schon die Darlegungen in der erstinstanzlichen Entscheidung
belegen, weder durch den objektiven Befund in der Akte noch durch die
ErklÃ¤rungen des Herrn C. vom 7. August 2017 und vom 9. Februar 2018
gestÃ¼tzt.

Damit war die KlÃ¤gerin auch am 28. Juli 2017, dem Ausstellungstag der
Folgebescheinigung der AU, aufgrund der zwischenzeitlich entstandenen LÃ¼cke in
den AU-Bescheinigungen nicht mehr gemÃ¤Ã� Â§ 192 Abs. 1 Nr. 2 i. V. m. Â§ 44
Abs. 1, 2 SGB V mit Anspruch auf Krankengeld versichert, so dass â�� trotz
bestehender und festgestellter AU â�� auch an diesem Tag kein (neuer)
Krankengeldanspruch entstand.

Vorliegend greift auch keiner der in der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts
entwickelten AusnahmetatbestÃ¤nde, nach denen eine Nachholung der
ArbeitsunfÃ¤higkeitsfeststellung ausnahmsweise mÃ¶glich ist.Â 

Rechtlich hat grundsÃ¤tzlich der Versicherte im Sinne einer Obliegenheit dafÃ¼r
Sorge zu tragen, dass eine rechtzeitige Ã¤rztliche AU-Feststellung erfolgt (stRspr,
vgl. nur BSG, Urteil vom 11. Mai 2017 â�� B 3 KR 22/15 R -, juris, Rn. 17 m.w.N.).
Sinn und Zweck der Forderung nach lÃ¼ckenloser AU-Bescheinigung ist es, beim
Krankengeld Missbrauch und praktische Schwierigkeiten zu vermeiden, zu denen
die nachtrÃ¤gliche Behauptung der ArbeitsunfÃ¤higkeit und deren rÃ¼ckwirkende
Bescheinigung beitragen kÃ¶nnten (BSG, Urteil vom 26. MÃ¤rz 2020 â�� B 3 KR
9/19 R -, juris, Rn. 18 m.w.N.). Hieran ist auch die ausnahmsweise Zulassung von
rÃ¼ckwirkenden Nachholungen von ArbeitsunfÃ¤higkeitsfeststellungen zu messen
(nur BSG, Urteil vom 4. Juni 2019 â�� B 3 KR 23/18 R -, juris, Rn. 29 f.; Urteil vom
26. MÃ¤rz 2020 â�� B 3 KR 9/19 R -, juris, Rn. 18). In der Rechtsprechung des
Bundessozialgerichts, der der Senat sich in stÃ¤ndiger Rechtsprechung
angeschlossen hat, sind insoweit enge Ausnahmen anerkannt worden. So hat das
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Bundessozialgericht mit Urteil vom 11. Mai 2017 (BSG, Urteil vom 11. Mai 2017 â�� 
B 3 KR 22/15 R -, juris, fÃ¼r die Rechtslage bis 22. Juli 2015) unter Fortentwicklung
und Teilaufgabe frÃ¼herer Rechtsprechung entschieden, dass eine LÃ¼cke in den
Ã¤rztlichen ArbeitsunfÃ¤higkeitsfeststellungen nicht nur bei medizinischen
Fehlbeurteilungen (nur BSG, Urteil vom 16. Dezember 2014 â�� B 1 KR 37/14 R -,
juris, Rn. 24 m.w.N.), sondern auch bei nichtmedizinischen Fehlern eines
Vertragsarztes im Zusammenhang mit der ArbeitsunfÃ¤higkeitsfeststellung fÃ¼r
den Versicherten unschÃ¤dlich ist, wenn sie der betroffenen Krankenkasse
zuzurechnen ist. Danach steht dem Krankengeldanspruch eine erst verspÃ¤tet
erfolgte Ã¤rztliche ArbeitsunfÃ¤higkeitsfeststellung nicht entgegen, wenn

1.Â Â  Â der Versicherte alles in seiner Macht Stehende und ihm Zumutbare getan
hat, um seine AnsprÃ¼che zu wahren, indem er einen zur Diagnostik und
Behandlung befugten Arzt persÃ¶nlich aufgesucht und ihm seine Beschwerden
geschildert hat, um
(a)Â Â  Â die Ã¤rztliche Feststellung der ArbeitsunfÃ¤higkeit als Voraussetzung des
Anspruchs auf Krankengeld zu erreichen, und
(b)Â Â  Â dies rechtzeitig innerhalb der anspruchsbegrÃ¼ndenden bzw.
-erhaltenden zeitlichen Grenzen fÃ¼r den Krankengeldanspruch erfolgt ist,
2.Â Â  Â er an der Wahrung der KrankengeldansprÃ¼che durch eine (auch
nichtmedizinische) Fehlentscheidung des Vertragsarztes gehindert wurde (z.B. eine
irrtÃ¼mlich nicht erstellte ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung), und
3.Â Â  Â er â�� zusÃ¤tzlich â�� seine Rechte bei der Krankenkasse unverzÃ¼glich,
spÃ¤testens innerhalb der zeitlichen Grenzen des Â§ 49 Abs. 1 Nr. 5 SGB V, nach
Erlangung der Kenntnis von dem Fehler geltend macht.

Sind diese Voraussetzungen erfÃ¼llt, ist der Versicherte so zu behandeln, als
hÃ¤tte er von dem aufgesuchten Arzt rechtzeitig die Ã¤rztliche Feststellung der AU
erhalten (BSG, Urteil vom 26. MÃ¤rz 2020 â�� B 3 KR 9/19 R -, juris, Rn. 20 f.).

Einem â��rechtzeitigâ�� erfolgten persÃ¶nlichen Arzt-Patienten-Kontakt soll nach
der zuletzt zitierten Entscheidung des Bundessozialgerichts und damit in
Erweiterung der bisherigen Rechtsprechung gleichgestellt sein, wenn der
Versicherte alles in seiner Macht Stehende und ihm Zumutbare getan hat und
rechtzeitig innerhalb der anspruchsbegrÃ¼ndenden bzw. -erhaltenden zeitlichen
Grenzen versucht hat, eine Ã¤rztliche Feststellung der ArbeitsunfÃ¤higkeit als
Voraussetzung des Anspruchs auf Krankengeld zu erhalten, und ein persÃ¶nlicher
Arzt-Patienten-Kontakt aber nicht rechtzeitig zustande gekommen ist, wenn dies auf
GrÃ¼nden beruht, die
1.Â Â  Â in der SphÃ¤re des Vertragsarztes (und nicht des Versicherten) liegen, und
die
2.Â Â  Â auch den Krankenkassen zuzurechnen sind (BSG, a.a.O., Rn. 22, 27).

FÃ¼r die Gleichstellung des aus den vorgenannten GrÃ¼nden unterbliebenen
rechtzeitigen Arzt-Patienten-Kontakts mit einem tatsÃ¤chlich erfolgten Kontakt
spricht, dass die Obliegenheiten des Versicherten auf das in seiner Macht Stehende
und ihm Zumutbare beschrÃ¤nkt sind. Ein â��Arzt-Hoppingâ��, das ohnehin
grundsÃ¤tzlich unerwÃ¼nscht ist (vgl. Â§ 76 Abs. 3 Satz 1 SGB V), statt des
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nachvollziehbaren Wunsches, von dem mit der ArbeitsunfÃ¤higkeit schon
vertrauten (ggf.: Fach-)Arzt weiterbetreut zu werden, kann von ihm grundsÃ¤tzlich
nicht verlangt werden. FÃ¼r Versicherte fallen zudem ihr soziales SchutzbedÃ¼rfnis
in der GKV zu ihrer finanziellen Absicherung im Krankheitsfall (siehe auch Â§ 2 Abs.
2 und Â§ 4 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2, Â§ 21 Abs. 1 Nr. 2 lit. g) Erstes Buch
Sozialgesetzbuch â�� SGB I) und die VerhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igkeit von
leistungsrechtlichen Folgen bei tatsÃ¤chlichen FristversÃ¤umnissen ins Gewicht
(verfassungsrechtliches Ã�bermaÃ�verbot). GeneralprÃ¤ventive ErwÃ¤gungen der
Missbrauchsabwehr haben dagegen, vor allem in zweifelsfreien Folge-AU-FÃ¤llen,
kein solch groÃ�es Gewicht, dass sie diese Schutzaspekte Ã¼berlagern und
verdrÃ¤ngen kÃ¶nnen. Eine solche Auslegung des Â§ 46 Satz 1 Nr. 2 SGB V a.F.
entspricht zudem dem Rechtsgedanken von Treu und Glauben (vgl. Â§ 242 BGB),
welcher auch im Bereich des Sozialversicherungsrechts Anwendung findet, wie auch
dem Rechtsgedanken des Â§ 162 Abs. 1 BGB, der sinngemÃ¤Ã� bestimmt, dass
dann, wenn der Eintritt der Bedingung von der Partei, zu deren Nachteil der Eintritt
gereichen wÃ¼rde, wider Treu und Glauben verhindert wird, diese Bedingung
(gleichwohl) als eingetreten gilt (BSG, a.a.O., Rn. 24 ff.).Â 

Gemessen an diesen AusfÃ¼hrungen kommt eine ausnahmsweise rÃ¼ckwirkende
Feststellung der AU hier nicht in Betracht. Ein persÃ¶nlicher Arzt-Patienten-Kontakt
hat am 26. Juli 2017 unstreitig nicht stattgefunden. Es ist aber auch nichts dafÃ¼r
vorgetragen, dass die KlÃ¤gerin sich um einen entsprechend rechtzeitigen Termin
gekÃ¼mmert hÃ¤tte und ihr ein solcher von der Praxis versagt worden wÃ¤re.
Vielmehr sprechen die dokumentierten Ereignisse dafÃ¼r, dass der KlÃ¤gerin bis zu
dem Anruf der Mitarbeiterin der Beklagten am 1. August 2017 gar nicht bewusst
war, dass eine LÃ¼cke in den AU-Bescheinigungen bestand bzw. dass sie eine
solche aufgrund der damit verbundenen rechtlichen Auswirkungen vermeiden
mÃ¼sse. Dass die KlÃ¤gerin damit alles in ihrer Macht Stehende getan hÃ¤tte, um
eine solche LÃ¼cke zu vermeiden, und hieran durch das (der Beklagten
zuzurechnende) Verhalten ihres Arztes oder seines Praxispersonals gehindert
worden wÃ¤re, kann danach nicht festgestellt werden.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 SGG.

Die Revision war nicht zuzulassen, da die Voraussetzungen des Â§ 160 Abs. 2 SGG
nicht vorliegen.
Â 

Erstellt am: 26.06.2023

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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